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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 
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— Drucksache 11/5276 — 


Einführung des Themas „Europäische Friedensordnung“ in den KSZE-Prozeß 


A. Problem 

Der Wandlungsprozeß in den mittel- und osteuropäischen Staaten 
läßt eine Überwindung der Teilung Europas, wie sie in den Rege- 
lungen nach dem Zweiten Weltkrieg festgelegt worden ist, in greif- 
bare Nähe rücken. Der Einigungsprozeß in Deutschland und seine 
Einbettung in den gesamteuropäischen Rahmen ist ebenfalls An- 
laß, nach der künftigen Gestaltung Europas und einem europäi- 
schen Sicherheits- und Friedenssystem zu fragen. 


B. Lösung 

Die Regelungen einer geplanten weiteren KSZE-Konferenz sollen 
eine „Europäische Friedensordnung" vertraghch fixieren. 

Ablehnung im Ausschuß gegen die Stimmen der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 


Keine 
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Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Biindestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 11/5276 — abzulehnen. 

Bonn, den 17. Juh 1990 

Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Stercken Lamers Voigt (Frankfurt) Inner 

Vorsitzender Berichterstatter 


Dr. Lippelt (Hannover) 
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Bericht der Abgeordneten Lamers, Voigt (Frankfurt), Irmer und 
Dr. Lippeit (Hannover) 


Die Vorlage — Drucksache 11/5276 — wurde in der 
176. Sitzung am 16, November 1989 dem Auswärti- 
gen Ausschuß federführend und dem Ausschuß für 
innerdeutsche Beziehungen zur Mitberatung über- 
wiesen. Am 17. Januar 1990 hat der Ausschuß für in- 
nerdeutsche Beziehungen bei Abwesenheit der Mit- 
glieder der Fraktion DIE GRÜNEN einstimmig be- 
schlossen auf die Mitberatung der Vorlage zu verzich- 
ten. In der 64. Sitzung des Auswärtigen Ausschusses 
am 8. März 1990 brachte die Fraktion DIE GRÜNEN, 
die ihren ursprünglichen Antrag — Drucksache 
11/5276 — als überholt ansah, die nachstehende 
Neuformulierung ihres Antrags in die Beratungen 
ein. 

„Der Bundestag wolle beschließen: Die Bundesregie- 
rung wird auf gef ordert, an die Signatarstaaten der 


KSZE-Schlußakte heranzutreten mit dem Ziel, in die 
geplante Konferenz (Helsinki II) die vertraghche Fi- 
xierung einer ,Europäischen Friedensordnung' einzu- 
bringen." Dieser Änderungsantrag wurde mit den 
Stimmen der Fraktion der CDU/CSU, FDP und der 
Fraktion der SPD abgelehnt; die Mitglieder der Frak- 
tion DIE GRÜNEN stimmten ihrem Antrag zu. Auch 
der Änderungsantrag der Fraktion der SPD — „Der 
Bundestag wolle beschließen: Die Bundesregierung 
wird aufgefordert, an die Signatarstaaten der KSZE- 
Schlußakte heranzutreten mit dem Ziel, durch die ge- 
plante Konferenz (Helsinki II) zur vertraglichen Fixie- 
rung einer ,Europäischen Friedensordnung' beizutra- 
gen. " — fand keine Mehrheit im Ausschuß. Er wurde mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim- 
men der Mitglieder der Fraktion der SPD bei Stimm- 
enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. 


Bonn, den 17. Juli 1990 

Lamers Voigt (Frankfurt) Irmer Dr. Lippeit (Hannover) 

Berichterstatter 
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